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»Gewerbepark«

Lützellindener mit
gemischten Gefühlen

Gießen-Lützellinden (mö). Von einem
»ersten Schritt in die richtige Richtung«
sprach CDU-Ortsbeiratsmitglied Carsten
Zörb, der stellvertretende Lützellindener
Ortsvorsteher Michael Borke (SPD) konsta-
tierte: »Mehr war heute Abend nicht drin.«
Die Szene und die Aussagen im Foyer vor
dem Sitzungssaal im Rathaus am späten
Dienstagabend hatten etwas von der Nach-
lese eines umkämpften Fußballspiels.

Denn anstrengend war der Abend für die
Vertreter aus dem Lützellindener Ortsbei-
rat und die Einwohner des Stadtteils, die
lange auf der Zuschauertribüne hatten aus-
harren müssen. Über drei Stunden dauerte
es, ehe bei der Sitzung des parlamentari-
schen Bauausschusses der Antrag des Orts-
beirats zum »Gewerbepark Lützellinden
aufgerufen wurde. Es dauerte dann fast ei-
ne weitere Stunde, bis nach der Debatte, in
die auch Ortsvorsteher Markus Sames ein-
griff, zwei Beschlüsse gefasst wurden. Den
Antrag des Ortsbeirats, wonach die Pla-
nung des 30 bis 40 Hektar großen Gewerbe-
parks auf der Westseite der Rheinfelser
Straße nicht mehr weiterverfolgt werden
dürfe und die Stadt insbesondere dort kei-
ne Grundstücke mehr aufkaufen solle,
lehnte die SPD/CDU/Grünen-Koalitions-
mehrheit im Ausschuss ab, während AfD
und Linke bei Enthaltung von Freien Wäh-
lern und FDP zustimmten.

Gleichzeitig beschloss der Ausschuss auf
Antrag der Koalition und mit breiter Mehr-
heit, dass die Planung für den Gewerbe-
park auf unbestimmte Zeit ausgesetzt wird
und die im Regionalplan Mittelhessen aus-
gewiesene, über 130 Hektar große Vorrang-
fläche für Industrie und Gewerbe, die sich
Richtung Flugplatz Lützellinden erstreckt,
ganz aufgegeben wird. Einer Ergänzung
der Freien Wähler, wonach der Magistrat
nach alternativen Flächen suchen soll, wur-
de ebenfalls zugestimmt.

Keine Hallen auf gute Böden

Ortsvorsteher Sames hatte zuvor noch
einmal die Argumente gegen ein zweites
Gewerbegebiet im Südwesten des Dorfs ge-
nannt. Lebensqualität, Dorfcharakter und
Artenvielfalt würden leiden, die Frischluft-
zufuhr aus dem Westen würde behindert,
zudem würden Hochertragsböden, die auch
dem Klimawandel trotzten, überbaut. Sa-
mes: »Da kann es nur einen Schluss geben:
Die Planungen müssen eingestellt werden«.

Von »intensiven Beratungen« innerhalb
der Koalition sprach SPD-Fraktionschef
Christopher Nübel. Mit dem Aussetzen der
Planung und dem Aus für die Großgewer-
befläche durchbreche die Koalition eine
»jahrzehntelange Logik der Stadtplanung«.
SPD, CDU und Grüne seien sich einig, dass
Logistikhallen nicht »auf den besten Böden
errichtet werden sollen«.

Mithin hat der Ortsbeirat einen Teilerfolg
errungen. Bei der Nachlese im Foyer waren
sich die Stadtteil-Vertreter einig, dass das
Thema »Gewerbepark« zumindest für die
nächsten Jahre vom Tisch ist, aber eben
nicht für immer. Die Gründung einer Bür-
gerinitiative heute Abend ab 20 Uhr im
evangelischen Gemeindesaal habe sich
nicht erledigt. Zumal der Antrag aus Lüt-
zellinden am 26. September auf der Tages-
ordnung des Stadtparlaments stehen wird.

»O’zapft is« beim
Oktoberfest im Marktquartier
Gießen (jri). Nur einen exakten Schlag

auf den Zapfhahn benötigte Dietlind-Gra-
be-Bolz, um am Mittwoch um 12 Uhr das
Oktoberfest im Marktquartier zu eröffnet.
Die Oberbürgermeisterin zeigte damit, dass
sie in den zehn Jahren ihrer Amtszeit schon
reichlich Routine mit Fassbieranstichen ge-
sammelt hat – im Marktquartier hat sie
schon wiederholt dafür gesorgt, dass der
Gerstensaft fließt. Bis Samstanachmittag
(14. September) gibt es rund um den Kugel-
brunnen einen Biergarten mit Getränke-
ausschank und mehreren Essensständen.
Hinzukommen noch ein Karussell und ein
Süßwarenstand. Am Freitag ab 19 Uhr fin-
det der »Feier-Abend« des Marktquartiers –
eine Art Stammtisch für Mitglieder, Anlie-
ger und Freunde des Viertels – statt. Am
Samstag ab 11 Uhr spielt der Volksmusik-
verein Wettenberg live auf dem Kreuzplatz.

(Foto: Schepp)

Oberbürgermeisterin Dietlind-Grabe-Bolz
sticht das Oktoberfest-Fassbier an.

Chancengleichheit ist das Ziel
Stadt Gießen beteiligt sich auch in diesem Jahr an der Fairen Woche

Gießen (hin). Gießen ist eine »Stadt des
fairen Handels«. Um dem gerecht zu werden,
beteiligt sie sich in Kooperation mit dem
Weltladen und der Verbraucherzentrale auch
in diesem Jahr an der Fairen Woche. Diese
wird seit 2003 bundesweit immer in den
letzten zwei Septemberwochen durchge-
führt. Motto der diesjährigen Kampagne ist
die Chancengleichheit durch fairen Handel.

Ziel sei es, die Bevölkerung zu sensibilisie-
ren und zu nachhaltigem Konsum zu moti-
vieren, betonte Heidi Schneider (Verbrau-
cherzentrale Hessen, Beratungsstelle Gie-
ßen). Zentrales Thema ist die Geschlechter-
gerechtigkeit und die Situation der Frauen
im globalen Süden. Die Faire Woche lenkt
den Blick auf die Verbesserung von Bildung
und Ausbildung, auf gerechte Löhne und die
Beteiligung von Frauen an Entscheidungs-
prozessen. Eine Ausstellung in den Räumen
der Verbraucherzentrale (Südanlage 4) wen-
det sich an Schüler der Klassen fünf bis sie-
ben. Am Beispiel Schokolade können sie dort
nachvollziehen, was fairer Handel bedeutet.
Sie lernen, woraus Schokolade besteht, wo-
her die Rohprodukte kommen und was man
tun kann, um einen Beitrag zum fairen Han-
del zu leisten, berichtete Schneider. Angelika
Körner (Bildungsreferentin im Weltladen
Gießen) solidarisierte sich mit den jungen
Leuten, die im Rahmen von »Fridays for Fu-
ture« ordentlich »Dampf gemacht« hätten.
Der Weltladen wird sich dem Klimastreik am
20. September anschließen. Der Laden werde
aber geöffnet sein, wie Weltladen-Koordina-
torin Katrin Schlechtriemen hervorhob.

Vom 16. bis 21. September findet dort eine

»FAIRkostung« statt, bei der Köstlichkeiten
aus fairem Handel probiert werden können.
Cous-Cous-Salat und Mousse au Chocolat
mit Feigen machen schon jetzt Lust darauf.
Tagesaktuelle Informationen gibt es im In-
ternet unter weltladen-giessen.de. Schlecht-
riemen freute sich über den Bewusstseins-
wandel, der allerorten zu spüren sei. Pfarrer
Gerd Tuchscherer (Kirchenladen) betonte
das jahrzehntelange Engagement der Kir-
chen zur Bewahrung der Schöpfung. Den
fairen Handel zu unterstützen sei eine von

vielen Facetten in diesem Bestreben, erklärte
Tuchscherer.

Das Bemühen um einen nachhaltigen Welt-
handel spiegele sich in konkreten Vorhaben,
wie Michael Bassemir, Mitglied der Steue-
rungsgruppe Fair-Trade-Town Gießen, erläu-
terte. So fand bereits gestern eine Schulung
von Mitarbeitern der städtischen Ämter
statt, bei der es um die faire und nachhaltige
Beschaffung von Arbeitskleidung geht. Auch
die »Töchter der Stadt«, wie Theater, Stadt-
werke und Wohnbau, beteiligten sich.

Über die Faire Woche informieren (v. l.) Hartmut Heidl (Stadt Gießen), Katrin Schlechtrie-
men und Angelika Körner (Weltladen), Michael Bassemir (Büro Bürgerbeteiligung ), Heidi
Schneider (Verbraucherzentrale) und Pfarrer Gerd Tuchscherer (Kirchenladen). (Foto: hin)

»Alle Kräfte« für das Klima bündeln
Nur AfD gegen Bürgerantrag für klimaneutrales Gießen bis 2035 – Grabe-Bolz:»Schaffen es nicht allein«

Gießen (mö). Kann eine Stadtgesellschaft
ohne klimaschädliche Verkehrsmittel und
Konsumgüter auskommen? Und kann die
90000-Einwohner-Stadt Gießen in 15 Jahren
klimaneutral sein? Diese Fragen wurden am
Dienstagabend im parlamentarischen Aus-
schuss für Bauen, Planen, Umwelt und Ver-
kehr erwartungsgemäß zwar noch nicht be-
antwortet, aber Gießen 2035Null wird ab so-
fort ein zentrales Ziel der Stadtpolitik sein.
Nur die AfD stimmte gegen die Vorverlegung
des Gießener Klimaziels um 15 Jahre und
damit den bislang von 1500 Gießenern un-
terzeichneten Bürgerantrag der Initiative
Gießen 2035Null.

Unterstützer und Unterzeichner des Bür-
gerantrags sorgten vorgestern Abend – ge-
meinsam mit Bürgern aus Lützellinden – für
eine volle Zuschauertribüne im Sitzungssaal
des Rathauses. Wiederholt gab es in der De-
batte von dort Beifall für das neue Klima-
ziel, ein einsamer Zwischenrufer bekundete
dagegen Sympathie für die Position der AfD,
der Begriff »Ökofaschismus« fiel.

Zu Beginn erteilte Ausschussvorsitzende
Dorothé Küster (CDU) dem Initiator des
Bürgerantrags, Lutz Hiestermann vom Ver-
ein Lebenswertes Gießen, das Wort. Der alte
Spruch »global denken, lokal handeln« sei
angesichts der Herausforderung des Klima-
wandels wieder aktuell, sagte Hiestermann.
»Auf allen Ebenen und mit aller Kraft«
müssten Antworten auf die »Schicksalsfra-
ge« der Menschheit gegeben werden. Eine
innovative Hochschulstadt wie Gießen müs-
se dabei vorangehen und dürfe nicht hinter-
herlaufen. »Es ist unsere Pflicht, auf allen
Ebenen daran zu arbeiten«, betonte Hiester-

mann. Er nannte zwar einige Beispielmaß-
nahmen, aber die Initiative sehe sich nicht in
der Pflicht, einen kompletten Maßnahmen-
katalog zur Erreichung des Ziels Gießen
2035Null vorzulegen. Mit der Zustimmung
zum Bürgerantrag, den die Stadtverordneten
voraussichtlich am 26. September befürwor-
ten werden, geht die Federführung bei Gie-
ßen 2035Null auf die Stadtpolitik über.

Flankiert wird der Bürgerantrag von ei-
nem Zusatzantrag der Koalition aus SPD,
CDU und Grünen. Spätestens im kommen-
den Frühjahr soll der Magistrat berichten,
wie das neue Klimaziel erreicht werden
kann, welche Maßnahmen für den Klima-
schutz bisher ergriffen wurden und was das
Erreichen des Ziels kosten könnte. Ferner
sollen ein Konzept zur Bürgerbeteiligung
entwickelt und ein städtischer Beirat für
Klimaschutz eingerichtet werden.

Oberbürgermeisterin Dietlind Grabe-Bolz
(SPD) kündigte als Sofortmaßnahme die
Einrichtung einer verwaltungsinternen Len-
kungsgruppe an, in der alle »relevanten
Kompetenzen« zum Thema Klimaschutz ge-
bündelt werden sollen. Die von Hiestermann
vorgeschlagene Stabsstelle Klimaschutz in-
nerhalb der Stadtverwaltung lehnt die OB

aus Kostengründen ab. Die Stadtpolitik
müsse »neue Prioritäten« setzen, von Bund
und Land erwartet Grabe.-Bolz die Schaf-
fung der Rahmenbedingungen. »Allein
schaffen wir das nicht«, sagte sie. Ganz
wichtig sei es auch, dass die Arbeit am Ziel
2035Null die Stadtgesellschaft nicht spalte
und zu einem Projekt einer akademischen
Stadtelite werde. »Es gibt auch ein soziales
Klima«, mahnte die Rathauschefin.

Während SPD, Grüne, FDP sowie die
Fraktionsgeemeinschaft Piraten/Bürgerliste
den Bürgerantrag begrüßten, verwies Tho-
mas Biemer (AfD) darauf, dass Deutschland
nur zwei Prozent des globalen Kohlendi-
oxid-Ausstoßes verursache. Der Bürgeran-
trag sei letztlich nur »Wohlstandsvernich-
tung« und »der Weg ins Mittelalter«. Hiester-
mann konterte Biemer mit Hinweis auf öko-
logische Vorzeigestädte wie Kopenhagen
oder Oslo, die beim Klimaschutz schon sehr
weit seien: »Wenn Kopenhagen Mittelalter
ist, dann lebe ich gerne im Mittelalter.«

Warnung vor Verbotspolitik

Bedenken hinsichtlich des Bürgerantrags
äußerte Heiner Geißler (Freie Wähler), der
eine Selbstblockade in der Stadtentwick-
lungspolitik befürchtet und sich aus forma-
len Gründen enthielt. Er sagte: »Es gibt bei
dem Thema zu viele Faktoren, die wir als
Stadt gar nicht beeinflussen können.« 90000
Einwohner mit Verboten zu überziehen, sei
jedenfalls kein gangbarer Weg. »Doch« rie-
fen ihm einige Klimaschützer von der Tribü-
ne entgegen.

“Das Thema Klimaschutz
darf nicht zur Spaltung der
Gesellschaft führen. Es gibt
auch ein soziales Klima„

Oberbürgermeisterin Grabe-Bolz

Das hat es lange nicht mehr gegeben: Unterzeichner des Bürgerantrags zum Klimaschutz und Bürger aus Lützellinden sorgen bei einer Aus-
schusssitzung für eine volle Zuschauertribüne im Rathaus-Sitzungssaal. (Foto: mö)
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